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zu zahlen hat. Gibt es somit nur eine einheitliche materiell­
rechtliche Folge solcher Vereinbarungen, mit denen ein 
Titel abgeändert wird, sind doch die prozessualen Folgen 
je nachdem, ob mit der Vereinbarung vom Unterhaltstitel 
nach ernten oder nach oben abgewichen wurde, unter­
schiedlich:

Die Korrektur der Unterhaltsleistungen nach unten be­
deutet, daß auf die Rechte aus dem Unterhaltstitel zeit­
weilig oder dauernd verzichtet wurde. (Ein derartiger Ver­
zicht hat nichts mit dem generell unzulässigen Verzicht auf 
Unterhalt zu tun, weil ja nur auf etwas „verzichtet“ wird, 
was dem Unterhaltsberechtigten nicht zusteht) Die Folge 
ist, daß die Vollstreckbarkeit des Titels in Höhe des Ver­
zichts entfällt; aus ihm kann also nur noch in Höhe des 
übrigbleibenden Betrags vollstreckt werden.

Eine Korrektur der Unterhaltsleistungen nach oben 
berührt dagegen den Vollstreckungstitel überhaupt nicht. 
Mit ihm kann in der bisherigen Höhe — und nur in die­
ser — weiter vollstreckt werden. Der den Titel überstei­
gende Betrag muß ggf. im Wege der Klage geltend gemacht 
werden, wenn er nicht freiwillig gezahlt wird. Erst mit 
einer solchen Klage wird dann in prozessualer Hinsicht 
nachgeholt, was mit der Vereinbarung in materieller Hin­
sicht bereits geschehen ist. Die ursprüngliche Entscheidung 
wird geändert, also der neuen materiellen Lage angepaßt.

2. Wurde ein Unterhaltstitel durch eine Vereinbarung 
nach unten hin korrigiert und erhöht sich später der Unter­
haltsanspruch des Berechtigten wieder, dann kann der 
Berechtigte vom Verpflichteten entsprechend höhere Zah­
lungen verlangen. Leistet der Verpflichtete nicht freiwillig, 
ist Klage geboten. Diese richtet sich — entgegen der vom 
Obersten Gericht im -Urteil vom 20. März 1979 vertretenen 
Auffassung — nicht auf eine Abänderung der den früheren 
Unterhaltstitel nach unten hin korrigierenden außergericht­
lichen Vereinbarung, sondern auf. die Abänderung dieses 
korrigierten Titels selbst. Es geht dabei nämlich nicht um 
eine Gestaltung der materiellrechtlichen Verhältnisse zwi­
schen den Prozeßparteien. Diese materiellen Verhältnisse 
haben sich bereits auf Grund der objektiven Gegebenhei­
ten verändert; es bedarf hierzu keines weiteren gericht­
lichen Ausspruchs. Was allein fehlt, sind die aus dieser 
Veränderung folgenden prozessualen Konsequenzen. Und 
deshalb geht es nicht darum, die Vereinbarung zu korri­
gieren, sondern das durch die Vereinbarung veränderte 
frühere Urteil oder einen ähnlichen Vollstreckungstitel den 
nunmehrigen Verhältnissen entsprechend zu gestalten.

Mit dieser Abänderungsklage kann durchaus auch ein 
Ergebnis erzielt werden, das der ursprünglichen Fassung 
des Unterhaltstitels entspricht Da diese Fassung aber nur 
der Form und nicht mehr dem Inhalt nach vorhanden ist 
bedarf es auch in diesem Fall der Ersetzung'des früheren 
Titels durch einen neuen. Dieser nur scheinbar überflüssige 
neue Ausspruch des Urteils — der auch bei anderen Prozeß­
lagen durchaus Vorkommen kann — muß den Prozeßpar­
teien in den Urteilsgründen verständlich erläutert werden.

3. Das Oberste Gericht hat sich in seinem Urteil vom
20. März 1979 offenbar auf die Formulierung des § 22 Abs. 1 
Satz 1 FGB gestützt, wonach Unterhaltsvereinbarungen ab­
geändert oder aufgehoben werden können, wenn sich die 
für die Bemessung der Höhe des Unterhalts maßgeblichen 
Verhältnisse geändert haben.

In diesem Beitrag kann nicht auf den ganzen Inhalt des 
§22 Abs. 1 Satz 1 FGB eingegangen werden; vielmehr sol­
len die Ausführungen ausschließlich auf das Problem der 
Abänderung bzw. Aufhebung von Unterhaltsvereinbarun­
gen beschränkt bleiben. Derartige Vereinbarungen bedür­
fen nur in einem einzigen Fall einer gerichtlichen Rechts­
gestaltung. Das ist dann-der Fall, wenn sich ein Schuldner 
über den gesetzlich vorgesehenen Unterhaltsbetrag hin­
aus — aber noch im Rahmen der Grundsätze des sozialisti­
schen Familienrechts — zu freiwilligen Unterhaltsleistun­
gen verpflichtet hat und der Gläubiger ihn auch bei we­

sentlichen Veränderungen der für den Vertragsabschluß 
maßgeblichen Verhältnisse nicht aus seinen Verpflichtun­
gen entläßt bzw. diese Verpflichtungen nicht in angemesse­
nem Maße reduziert. Hier kann vom Unterhaltsschuldner 
gemäß § 22 Abs. 1 Satz 1 FGB eine Aufhebung oder Ab­
änderung der entsprechenden Vereinbarung verlangt und 
vom Gericht aiisgesprochen werden.

Ist dagegen in einer Unterhaltsvereinbarung der Betei­
ligten der in einem Vollstreckungstitel festgelegte Unter­

haltsbetrag reduziert worden und wird deshalb auf die 
Rechte aus dem Vollstreckungstitel verzichtet, dann können 

die Beteiligten durch eine erneute Vereinbarung — anders 
ausgedrückt: durch eine die erste Vereinbarung abändemde 

Vereinbarung — die ursprünglichen prozessualen Rechte 
nicht wieder aufleben lassen. Natürlich können sie sich 

freiwillig entsprechend der neuen materiellen Rechtslage 
verhalten. Tun sie das nicht, dann bedarf es — wie ein­

gangs bereits dargelegt wurde — des Handelns des Gerichts.
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Eine Vollstreckung von Unterhaltsforderungen ist nur auf 
Grund vollstreckbarer Entscheidungen oder Urkunden 
möglich (§ 88 ZPO). Eine andere Frage ist aber, worauf 
sich eine Abänderungsklage zu richten hat. Der von 
H. K e l l n e r  dazu vertretenen Auffassung kann ich nicht 
folgen.

Nach § 10 Abs. 1 ZPO kann mit einer Klage beantragt 
werden, ein Rechtsverhältnis zu begründen, zu ändern oder 
aufzuheben, soweit dies in Rechtsvorschriften vorgesehen 
ist (Ziff. 2), oder eine rechtskräftige Entscheidung oder 
Urkunde über wiederkehrende Leistungen abzuändem, 
wenn sich die hierfür zugrunde gelegten Verhältnisse we­
sentlich geändert haben (Ziff. 4). Die prozessuale Regelung 
des § 10 Abs. 1 ZPO erfährt durch weitere gesetzliche Be­
stimmungen ihre Ausgestaltung: für das Zivil- und Fami­
lienrecht durch § 78 ZGB, für Unterhaltsverpflichtungen 
durch §22 FGB.

Nach § 22 Abs. 1 Satz 1 FGB kann ein rechtskräftiges 
Urteil, eine Einigung, ein Vertrag oder eine sonstige Ver­
pflichtung über die Leistung von Unterhalt abgeändert oder 
aufgehoben werden.1 Demnach können auch gerichtliche 
Einigungen, Urkunden der Jugendhilfe oder des Staat­
lichen Notariats (§ 55 Abs. 2 und 3 FGB) sowie außergericht­
liche Vereinbarungen abgeändert werden (§ 68 ZGB). Diese 
Rechtsauffassung wurde bisher stets sowohl in der Litera­
tur als auch in der Rechtsprechung vertreten. Dabei wurde 
bei außergerichtlichen Vereinbarungen und der Möglich­
keit ihrer Abänderung nach § 22 FGB nicht zwischen einer 
Erhöhung bzw. Minderung der früheren Verpflichtung 
unterschieden.2

Nach Kellners Ausführungen in Ziff. 3, die nicht be­
sonders begründet werden, soll sich § 22 Abs. 1 Satz 1 FGB 
lediglich auf den — relativ seltenen — Fall beziehen, daß 
sich der Verpflichtete zu höheren Unterhaltszahlungen ver­
pflichtet hat, als die OG-Richtlinie Nr. 18 vorsieht, und bei 
späteren Abänderungsgründen eine Einigung zwischen den 
Beteiligten nicht erreicht werden kann. Dieses Ergebnis 
läßt die bisherigen Rechtsauffassungen und die Erfahrun­
gen der Praxis unbeachtet.

Es war ein Hauptanliegen der OG-Richtlinie Nr. 18, den 
Abschluß von Unterhaltsvereinbarungen für die Beteilig­

ten zu erleichtern und dazu beizutragen, „daß sie in zu­
nehmendem Maße entsprechend dem wachsenden Bewußt­

seinsstand der Werktätigen ihre Pflichten freiwillig erfül­
len“.3 Dieses Anliegen der OG-Richtlinie Nr. 18 und die


